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Pflicht–abernicht füralle
Wenn der Regierungsrat eineMaskenpflicht in Läden verhängt, fällt sie differenziert aus.

Alexander von Däniken

Selten war eine Stellungnahme
zu einem Postulat so knapp. So
schreibt der Luzerner Regie-
rungsrat zum Vorstoss von Da-
niel Keller (SVP, Udligenswil):
«Der Regierungsrat hat bereits
gemeinsammitdemkantonalen
Führungsstab und der Dienst-
stelleGesundheit undSport ent-
schieden, dass eine Masken-
pflicht differenziert angeordnet
würde, falls sie aus epidemiolo-
gischen Gründen eingeführt
werden müsste. Die Ladenflä-
che und Schutzvorrichtungen
wie Plexiglasscheiben fänden
dabei Berücksichtigung.»

Mit dem Postulat hat Keller
Unruhe indie bürgerlichenRei-
hen gebracht. Es war abge-
macht, dass er nur dann daran
festhält, wenn auch die Mehr-
heit vonCVPundFDPdahinter
stehen kann. Das war nicht der
Fall (wir berichteten). Keller
ging es hingegen um ein klares
BekenntnisderRegierung:«Das
Bundesamt für Gesundheit
spricht von Blindflug der Mass-
nahmen.DiesenEindruckhabe
ich auch.» Leider habe der Re-

gierungsrat bei seiner Stellung-
nahme nicht berücksichtigt,
dassdasPostulat prospektivwir-
ken soll. «Es fehlen genaueKri-
terien.BesonderswenndieLage
schlimmerwird,müssenwiruns
solchenFragen stellen.»Darum
sei es wichtig, das Postulat er-
heblich zu erklären.

Schlagabtauschzwischen
LinksundRechts
Mit dem Vorstoss machte sich
Keller besonders bei den Rats-
linken keine Freunde. Noëlle
Bucher (Grüne, Luzern) sagte,
dass es jetzt angesichts steigen-
der Fallzahlennicht angebracht
sei, die Wirkung einer generel-
len Maskenpflicht zu hinterfra-
gen. «Gibt es Studien, die bele-
gen, dass in kleinen Läden we-
niger Ansteckungen gibt?» Die
generelle Maskenpflicht habe
sich im ÖV bewährt. Vom
schwach frequentiertemBus im
Entlebuchbis zumBus imStoss-
verkehr in der Stadt Luzern.

Räto Camenisch (SVP,
Kriens) konterte, dass es schon
jetzt einen bunten Flickentep-
pich an Restriktionen in Kanto-
nen und europäischen Ländern

gebe. Die Stellungnahme der
Regierung sei zwar richtig, aber
unvollständig. «Leider wurde
nicht berücksichtigt,wieman in
Zukunft differenziert vorgehen
könnte.»Genau diese Frage sei

richtigerweise inderKompetenz
der Regierung, sagte Simone
Brunner (SP, Luzern): «Wichtig
ist aber, dass derKanton auf die
Betroffenen zugeht.»

Adrian Nussbaum (CVP,
Hochdorf) witterte derweil im
Postulat vonDanielKeller einen
Maulkorb fürdieRegierung.«Es
wird dem Regierungsrat zum
vornherein unterstellt, dass er
einen falschen Jobmacht.» Da-
bei habe er bis jetzt sehr gut ge-
handelt. Dass Keller auf Eigen-
verantwortungpoche, sei schon
richtig, sagte Patrick Hauser
(FDP,Adligenswil). «Aber gera-
debeiderBewältigungdesVirus
gilt auch der Gemeinsinn.»
Masken würden auch andere
schützen. Und im ÖV werden
erst seit demObligatoriumMas-
ken getragen, zuvor sei man
schräg angeschaut worden.

Laut Gesundheitsdirektor
Guido Graf (CVP) wird es wohl
zu bald einer Maskenpflicht
kommen. Dies sagte der Regie-
rungsratmitVerweis aufdieho-
hen Zahlen im Kanton Zürich
und die ebenfalls hohen Pend-
lerbewegungen. Das Postulat
wurde indes abgelehnt.

FrühförderungfürbehinderteKinder
ImKanton Luzernwerden künftig Kindermit Behinderung imVorschulalter gefördert.

Diskussionslos und einstimmig
hatderLuzernerKantonsrat am
Montag eine Motion von Jim
Wolanin (FDP, Neuenkirch)
erheblich erklärt. Der Vostoss
hat die Schaffung einer
Finanzierungsregelung für den
Kita-Besuch von Kindern mit
Behinderung verlangt. «Es ist
wissenschaftlich unbestritten:
Frühe Förderung lohnt sich. Es
ist daher sinnvoll, wenn man
nicht erst beim Eintritt in die
Volksschule mit der Förderung
startet», begründeteWolanin.

Der Regierungsrat bestätigte,
dass es bis jetzt kein
flächendeckendesAngebot gibt.
Zwar haben die Kinder Zugang
zum Heilpädagogischen
Früherziehungsdienst. «Doch
sollten sie auch in der Gruppe
gefördert und möglichst früh
sozial integriert werden.».

30von60Plätzensind
schonvorhanden
Gemäss eines Fachberichts von
der Hochschule Luzern ist für
60 Kinder pro Jahr mit

Mehrkosten von je knapp
380000 Franken für Kanton
undGemeindenzu rechnen.Da
bereits 30 Kita-Plus-Plätze
bestehen, die auf Kinder mit
Behinderung ausgerichtet sind,
müsstennurnoch30zusätzliche
Plätze geschaffen werden.
Damit werden sich die Kosten
auf je rund 200000 Franken
belaufen.

Beim bereits bestehenden
Angebot handelt es sich umdas
Projekt Kitaplus. Es ist 2012 in
der Stadt Luzern initiiert

worden.Mittlerweile gibt esdas
Angebot in 17 Gemeinden. Die
Kitaplus gibt Kindern mit
besonderenBedürfnissen –dazu
zählengeistigeBehinderungen,
Sprachauffälligkeiten oder
Verhaltensauffälligkeiten – die
Möglichkeit, gemeinsam mit
Kindern ohne Behinderung zu
spielen und zu lernen. Die
Angestellten werden dabei von
Früherzieherinnen der
Fachstelle für Früherziehung
und Sinnesbehinderungen
unterstützt. (avd)

Blick in eine Kinderkrippe: Neu sollen genügend Plätze auch für Kinder mit Behinderung bereitstehen. Bild: Pius Amrein (18. März 2020)

ParlamentarierwollenSchüler
politischbesserbilden
Kommt die politische Bildung imLehrplan 21 zu kurz
oder nicht? Ja, sagt eineMehrheit des Kantonsrats.

Neues Fach Das Luzerner
Kantonsparlament verlangt von
der Regierung die Prüfung des
Fachs «Politische Bildung». 63
Kantonsräte haben gestern für
die vollständige Überweisung
eines entsprechendenPostulats
von Irene Keller (FDP, Vitznau)
gestimmt. 46 waren dagegen.
Für das Anliegen von Keller
haben sich vor allem die FDP,
Grüne, SP und vereinzelte
Mitglieder von GLP und CVP
ausgesprochen. Irene Keller
betonte in ihrem Votum: «Bei
der politischenBildunghandelt
es sich im Lehrplan 21 um ein
Mauerblümchen.»

ZwargebeesaufallenStufen
Aktivitäten. Es brauche aber
eine Weiterentwicklung und
eine Schliessung der Lücken.
Problematisch ist laut Irene
Keller, dass die politische
Bildung von der Lehrerin oder
dem Lehrer abhängig sei. Und
die FDP-Politikerin führte aus:
«Mit den laufenden
Diskussionen rund um das

Stimmrechtsalter 16 wird die
politische Bildung umso
wichtiger.» Laut Keller braucht
es nicht zwingend eine fixe
LektionproWoche, aber: «Dem
Thema muss in der
obligatorischen Schulzeit Zeit
undRaumeingeräumtwerden.»

SVPundRegierungsrat
warengegenPostulat
Gegen ein Fach politische
Bildunghat sich unter anderem
die SVP-Fraktion
ausgesprochen. Lisa Zanolla
(Luzern) sagte: «Politische
Bildung wird im Lehrplan 21
mehr als angemessen
behandelt.» Ausserdem sei die
Vermittlung von Grundwerten
und Überzeugungen Aufgabe
des Elternhauses und nicht der
Schule.

Bildungsdirektor Marcel
Schwerzmann (parteilos) rief
die Parlamentarier vergebens
dazu auf, den Lehrpersonen zu
vertrauen,dassdiesedasThema
angemessen vermitteln. (rt)

Uber-Taxis sind
weiterhinerlaubt
Fahrdienst Der Fahrdienstver-
mittlerUberkann imKantonLu-
zern vorerst weiterfahren. Eine
MehrheitdesKantonsratswollte
nichtswissenvoneinemVerbot.
Vergeblich warnten die SP, aber
aucheinzelneSVP-Vertreter, vor
Wettbewerbsverzerrung. Seit
Dezember2019sindUber-Fahr-
erinnen und -fahrer auch in Lu-
zern unterwegs. «Uber betreibt
ein Geschäftsmodell aus dem
vorletzten Jahrhundertundbeu-
tet die Fahrerinnen und Fahrer
aus», sagte David Roth (SP, Lu-
zern), der mit einem Postulat
Uber verbietenwollte.

Schützenhilfe erhielt Roth
von unerwarteter Seite: Dieter
Haller (SVP, Luzern) plädierte
für einVerbot: «Uber agiertmit
ungleichenSpiessen.»Während
konzessionierte Taxifahrer sich
an die Arbeitszeiten halten und
Standplatzgebühren bezahlen
müssten,geltedas fürUber-Fah-
rer nicht. Dafür stellte sich eine
Mehrheit der Grünen gegen
Roths Vorstoss. Rahel Ester-
mann (Luzern): «DiePlattform-
ökonomiebringtneueMöglich-
keiten.Wirprofitierengernevon
deren Vorteilen, zum Beispiel
von Airbnb.» Ein Verbot sei der
falscheWeg, aber: «DerKanton
muss sich dafür einsetzen, das
sichUber ansGesetzhält.» (rbi)

«InderStel-
lungnahme
derRegierung
fehlengenaue
Kriterien.»

DanielKeller
SVP-Kantonsrat, Udligenswil

Sprüche des Tages

«WollenSie lieber
mit einemUber-Pilo-
ten indieFerienflie-
genodermit einem
Swiss-Piloten?»

FürAndreasHofer (Grüne,
Sursee)ging es beimUber-Ver-
bot auch umdie Sicherheit.

«Ichhabe jetzt keine
Brille an, aber
jemand inBrüssel
hat gesagt ...»
UrsDickerhof (SVP,Emmen-
brücke)wusste auch ohne
Sehhilfe, was die EUmit
Flüchtlingen plant.

«DieFormulierung
derRegierung ist
entwedereineFrech-
heit oderwitzig.»
DavidRoth (SP, Luzern)
entschied sich zuGunsten des
Regierungsrats für Letzteres,
als es um seine Standesinitiati-
ve für einen Finanzdatenaus-
tausch im Inland ging.

Dasgabauchnochzureden
Vorstösse Soll die Uni Luzern
eine Psychologie-Fakultät er-
richtenkönnen?Anlass zudieser
Frage gab ein Konzept zurWei-
terentwicklung, das die Regie-
rung bei der Uni in Auftrag gab.
Entschieden ist nochnichts, kri-
tischeFragenausdemKantons-
rat sind deponiert.

Der Regierungsrat soll mit-
tels Standesinitiative beim
Bund darauf hinwirken, dass

Flüchtlinge auf griechischen
Inseln indieSchweizgeholtwer-
den:MitdieserForderungstiess
Sara Muff (SP, Sursee) auf kein
Gehör.DafürhatteParteikollege
Hasan Candan (Luzern) Erfolg.
Er forderte mit einem Postulat,
dass sichderKanton fürdieVer-
besserungdesMikroklimas in
Städten einsetzen soll; etwamit
einemStoppvonBodenversiege-
lungen. (rt/avd/rbi)
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